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Geſetz— Sammlung 
a für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


TER Nr. 55. 88533 


N (Nr. 7174.) Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Heſſen, in Betreff der Herſtellung der 
5 Eiſenbahnen von Gießen nach Gelnhauſen, von Gießen nach Fulda und 
von Hanau nach Friedberg. Vom 12. Juni 1868. 


N Sine Majeſtät der König von Preußen und Seine Königliche gt der 
Großherzog von Heſſen und bei Rhein, von dem Wunſche geleitet, die Eiſenbahn⸗ 
verbindungen zwiſchen den beiderſeitigen Staatsgebieten zu erweitern, haben zum 
Zecke einer hierüber zu treffenden Vereinbarung Bevollmächtigte ernannt, 1 


\ Seine Majeftät der König von Preußen: 


Allerhöchſtihren Geheimen Ober⸗Baurath Theodor Weishaupt, 5 
Allerhöchſtihren Wirklichen Legationsrath Wilhelm Jordan; = 


Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Heſſen und bei 
Rhein: 


Allerhöchſtihren außerordentlichen Geſandten und bevollmächtigten 
Miniſter, Geheimen Legationsrath Carl Hofmann, 5 


Allerhöchſtihren Miniſterialrath Auguſt Schleiermacher, 


N welche nach vollzogener Auswechſelung ihrer in guter und gehöriger Form befun⸗ 
denen Vollmachten folgenden Staatsvertrag abgeſchloſſen haben. 


Artikel 1. 

Die Königlich Preußiſche und die Großherzoglich Heſſiſche Regierung ver⸗ 
1 pflichten ſich, den Bau ä 

a) einer Eiſenbahn von Gießen nach Gelnhauſen, 

b) einer Eiſenbahn von Gießen nach Fulda, 

e) einer Eiſenbahn von Hanau nach Friedberg 


in geftatten und zu fördern. N 
Jahrgang 1868. (Nr. 7174.) 104 Art. 


| . Ausgegeben zu Berlin den 22. Auguſt 1868, 


Artikel 2. 


Die Großherzoglich Heſſſche Regierung hat bereits Sorge dafür getragen, 
ö Sieben nach Fulda und nach Gelnhausen 4 


die Herſtellung der Eiſenbahnen von 
durch geeignete Unternehmer (Artikel 16.) herbeizuführen. a 


Die Königlich Preußiſche Regierung wird es Sich angelegen ſein laſſen, 


die Herſtellung der Eiſenbahn von Hanau nach Friedberg entweder durch Ermit⸗ 


telung geeigneter Privatunternehmer oder, falls Sie ſolches in Ihrem Intereſſe : 


finden follte, durch den Ausbau dieſer Linie auf Staatskoſten herbeizuführen. 

Beide vertragſchließende Hohe Regierungen werden für die Zwecke der 
Eiſenbahnanlagen, auf welche 1% der gegenwärtige Vertrag bezieht, innerhalb 
ihrer Gebiete, nach Maaßgabe der beſtehenden Landesgeſetze, das Recht zur 
Expropriation des erforderlichen Grund und Bodens gewähren. 

Insbeſondere wird die Großherzoglich Heſſiſche Regierung das Geſetz vom 
14. Auguſt 1867., betreffend die Aufbringung der Koſten für das zur Erbauung 
von Eiſenbahnen erforderliche Gelände, auch auf die in Ihrem Gebiete belegene 
Strecke der Eiſenbahn von Hanau nach Friedberg anwendbar erklären. 


Artikel 3. 


Die Feſtſtellung der Bauprojekte für die Eiſenbahnen von Gießen nach 
Gelnhauſen und Fulda ſoll der Großherzoglich Heſſiſchen Regierung, für die 
Eiſenbahn von Hanau nach Friedberg der Königlich Preußiſchen Regierung 
zuſtehen. Jedoch bleibt die landespolizeiliche Prüfung und Genehmigung des 
Bauprojekts, ſoweit ſolches die Herſtellung von Brücken, Durchläſſen, Flußkor⸗ 


rektionen, Wegeübergängen und Parallelwegen betrifft, ſowie die baupolizeiliche 


Prüfung der Bahnhofsanlagen jeder Regierung, innerhalb ihres Gebiets, vor⸗ 


behalten. 
Sofern die Bahnen nicht von vornherein mit einem Doppelgeleiſe verſehen 


werden, ſoll die Beſtimmung über die Anlage des zweiten Geleiſes auf der Linie 


Hanau⸗Friedberg lediglich der Königlich Preußiſchen, auf den Linien Gießen⸗ 


Fulda und Gießen⸗Gelnhauſen lediglich der Großherzoglich Heſſiſchen Regierung 4 


überlaſſen bleiben. 


Artikel 4. 


Die in Rede ſtehenden drei Eiſenbahnen ſollen an ihren Endpunkten Fulda, 
Gelnhauſen und Hanau mit der Bebra-Hanauer, an den Endpunkten Friedberg 
und Gießen beziehungsweiſe mit der Main⸗Weſer⸗ und der Deutz⸗Gießener 
Eiſenbahn in unmittelbare Schienenverbindung gebracht werden. 

Zur Erleichterung der Anſchlüſſe an den Endpunkten wollen die kontra⸗ 
hirenden Regierungen ſoweit als thunlich die gegenſeitige Mitbenutzung der für 
den Perſonenverkehr dort vorhandenen Bahnhofslokalitäten gegen eine nach billigen 
Grundſätzen zu bemeſſende Miethe geſtatten. 


Art. 


rr — 


DPD — 2 


| Bahnen ungehindert übergehen können. 


; kompetenten Behörden in Gemäßheit der für ur 4 beſonders zu 
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Artikel 5. 


Die Spurweite der Bahngeleiſe ſoll wie bei den Anſchlußbahnen vier Fuß 
acht und einen halben Zoll Engliſchen Maaßes im Lichten der Schienen betragen, 


auch die Ausführung der Bahnen und das geſammte Betriebsmaterial unter 


Beachtung der von dem Vereine der Deutſchen Eiſenbahnverwaltungen angenom⸗ 
menen einheitlichen Vorſchriften für den man e Verkehr derartig eingerichtet 
werden, daß die Transportmittel nach allen Richtungen hin auf die angrenzenden 


Artikel 6. 


Die Landeshoheit bleibt in Anſehung der im Preußiſchen Gebiete belegenen 
Bahnſtrecken der Königlich Preußiſchen Regierung, in Anſehung der Bahnſtrecken 
im Heſſiſchen Gebiete der Großherzoglich Heſſiſchen Regierung vorbehalten. 

Die Bahnbeamten ſind rückſichtlich der Disziplin der kompetenten Aufſichts⸗ 
behörde, im Uebrigen aber den Geſetzen und Behörden des Staates unterworfen, 
innerhalb deſſen Gebiets ſie ſich jeweilig aufhalten. 

Die Bahnbeamten aus einem der beiden Staaten, welche dauernd auf dem 


Gebiete des anderen Staates ſtationirt find, erleiden dadurch keine Aenderung der 
Unterthansverhältniſſe und find während ihres dienſtlichen Aufenthaltes daſelbſt 
nur denjenigen Steuern und Perſonallaſten unterworfen, welche nach den dorti⸗ 
i Im Landesgeſetzen unter gleichen Verhältniſſen für alle Fremden zur Anwendung 
gelangen. 


Artikel 7. 
Die kontrahirenden Regierungen ſagen ſich gegenſeitig die den beſtehenden 


1 Geſetzen entſprechende, von den kompetenten Behörden zu bewirkende Unterſuchung 
und Beſtrafung derjenigen Polizei⸗ und Kriminalvergehen zu, welche die Anlage 
der drei Eiſenbahnen und den Transport auf denſelben betreffen und von ihren 


wfpektiven Unterthanen in dem Gebiete des anderen Staates werden begangen 


b werden. 


Die betreffenden Eiſenbahnverwaltungen haben wegen aller Entſchädigungs⸗ 


anſprüche, die aus Anlaß der Anlage oder des Betriebes der drei Eiſenbahnen 
gegen ſie erhoben werden möchten, ſich der Gerichtsbarkeit und den Geſetzen des⸗ 


jenigen Staates zu unterwerfen, auf deſſen Gebiete die dabei in Betracht kom⸗ 


mende Bahnſtrecke liegt. Die Verwaltung der Bahn Hanau⸗Friedberg ſoll zu 
dem Behufe gehalten fein, in Friedberg, die Verwaltung der Bahnen Gießen⸗ 


Fulda und Gießen⸗Gelnhauſen in Fulda Domizil zu nehmen und daſelbſt einen 
Vertreter zu beſtellen, an welchen Verfügungen der Territorialbehörden mit ver⸗ 
bindlicher Kraft erlaſſen und inſinuirt werden können. 
Artikel 8. 
Die Bahnpolizei wird unter Aufficht der dazu in jedem Staatsgebiete 
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1 publizirenden Bahnpolizei⸗Reglements gehandhabt werden, und zwar wird zur 
a Wahrung übereinſtimmender Grundſätze das Bahnpolizei-Reglement für die 
Ri Hanau⸗Friedberger Bahn von der Königlich Preußiſchen Regierung, für die 
Gießen⸗Fuldaer und die Gießen⸗Gelnhauſener Bahn von der Großherzoglich 
Heſſiſchen Regierung feſtgeſtellt und, ſoweit nicht lokale Verhältniſſe einzelne Ab: 
weichungen unvermeidlich machen möchten, auch von der anderen Regierung für 
f Ihr Gebiet in Kraft geſetzt werden. 
2 Die in den verſchiedenen Staatsgebieten ſtationirten Bahnpolizeibeamten 
ſind auf Präſentation der Bahnverwaltung bei den kompetenten Behörden des 
betreffenden Staats in Pflicht zu nehmen. 


Artikel 9. 


Die kontrahirenden Regierungen werden ſich diejenigen Perſonen oder 
Behörden namhaft machen, welche von ihnen zur Handhabung des ihnen über 
die Eiſenbahn⸗ Unternehmen innerhalb ihres Gebiets zuſtehenden Hoheits- und 
Aufſichtsrechts zu berufen find, und die Beziehungen ihrer Regierungen zu den 
Eiſenbahnverwaltungen in allen zum direkten gerichtlichen oder polizeilichen Ein⸗ 
ſchreiten der kompetenten Behörden nicht geeigneten Fällen vertreten ſollen. 
Unbeſchadet der beiderſeitigen Hoheits- und Aufſichtsrechte verbleibt die 
Ausübung des Aufſichtsrechts über die Verwaltung der Eiſenbahnen von Gießen 
nach Fulda und Gelnhauſen und deren Geſchäftsführung ausſchließlich der Groß⸗ 
herzoglich Heſſiſchen Regierung, für die Eiſenbahn von Hanau nach Friedberg 
ausſchließlich der Königlich Preußiſchen Regierung. 


Artikel 10. 


Bezüglich der Beſteuerung der in Rede ſtehenden Eifenbahn-Unternehmen 
wird Nachſtehendes vereinbart: f f 


1) Die Königlich Preußiſche Regierung wird von dem Betriebe der in 
Ihrem Gebiete belegenen Strecken der Eiſenbahnen Gießen⸗Fulda und 
Gießen⸗Gelnhauſen eine Abgabe nach Maaßgabe des Preußiſchen Geſetzes 
vom 16. März 1867. erheben und bei der Berechnung derſelben den 
aus dem Verhältniſſe der Streckenlängen in beiden Gebieten ſich ergeben 
den Theil des Aktienkapitals, beziehungsweiſe die auf dieſen Theil des 
Aktienkapitals entfallende, gleichfalls nach dem Verhältniß der Strecken- 
längen ermittelte Quote des aus den Erträgniſſen des Betriebes jährlich 

. zur Vertheilung kommenden Ertrages als ſteuerpflichtigen Reinertrag zu 

0 Grunde legen. ö 


Sofern die Königlich Preußiſche Regierung Sich für die Herſtellung 
und den Betrieb der Eiſenbahn von Friedberg nach Hanau durch eine 
Privatgeſellſchaft entſcheidet, ſo wird Sie die von dieſem Unternehmen und 
deſſen Betriebe zu erhebende Abgabe nach den Preußiſchen Geſetzen vom 
30. Mai 1853. und 21. Mai 1859. berechnen und von dem danach 
jährlich eingezogenen Betrage an die Großherzoglich Heſſiſche Regierung, 
als Aequivalenk für die im Großherzogthum Heſſen beſtehende ea 


LG] 
— 
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und Gewerbeſteuer, denjenigen Theil abführen, welcher ſich aus dem 
legenen Strecke zur Geſammtlänge dieſer Eiſenbahn ergiebt. Sollte ſich 
die Königlich Preußiſche Regierung zum Bau und Betriebe dieſer Eiſen⸗ 
bahn für eigene Rechnung entſchließen, ſo ſoll die Bahnſtrecke im Groß⸗ 


herzoglich Heſſiſchen Gebiete mit keiner anderen Staatsſteuer belegt 
werden, als mit der zur Zeit des gegenwärtigen Vertragsſchluſſes für 


die Beſteuerung der Eiſenbahnen im Großherzogthum Heſſen beſtehenden 


Grund» und Gewerbeſteuer. 


Eine weitere, als die in Vorſtehendem vereinbarte Beiziehung der Eiſen⸗ 
bahn⸗Unternehmen zu den beſtehenden resp. noch einzuführenden Staats⸗ 
ſteuern findet weder im Königreich Preußen bezüglich der in deſſen Gebiet 
fallenden Strecken der Eiſenbahnen von Gießen nach Gelnhauſen und von 
Gießen nach Fulda, noch im Großherzogthum Heſſen bezüglich der in 
deſſen Gebiet fallenden Strecke der Eiſenbahn von Hanau nach Friedberg 
ee ebenſowenig werden die Unternehmer einer Konzeſſionsſteuer unter⸗ 
worfen. 


3 


— 


Artikel 11. 


In Anſehung der auf den Bahnen anzuwendenden Fahrzeuge einſchließlich 
der Dampfwagen iſt man darüber einverſtanden, daß die von einer der beiden 


Regierungen veranlaßte Prüfung genüge und eine Genehmigung Seitens der 
anderen Regierung nicht erforderlich ſei. 


Artikel 12. 


Die Genehmigung der Fahrpläne und Tarife ſoll zwar für die Linie 
Hanau⸗Friedberg der Königlich Preußiſchen und für die Linien Gießen⸗Fulda 
und Gießen⸗Gelnhauſen der Großherzoglich n Ser Regierung allein vorbehalten 
bleiben, jedoch werden beide Regierungen dafür Sorge tragen, daß in thunlichſter 
Verbindung mit den Fahrten der Anſchlußbahnen 111 jeder Linie für den Perſonen⸗ 
verkehr täglich mindeſtens eine dreimalige direkte Verbindung in beiden Richtungen 
ohne anderen, als den durch den Betrieb bedingten Aufenthalt auf den Stationen, 
und ohne Wechſel der Wagen ftattfinde, ſowie daß die Fahrpreiſe in ein ange⸗ 
meſſenes Verhältniß zu den Fahrpreiſen der anſchließenden Bahnen gebracht werden. 

„Auch ſollen thunlichſt ausgedehnte direkte Expeditionen im Perſonen⸗ und 
Güterverkehr unter Geſtattung des Uebergangs der Wagen nach und von den 
Anſchlußbahnen eingerichtet werden. 


Artikel 13. 


Die kontrahirenden Regierungen wollen beiderſeitig die Unterthanen des 
anderen Staats ſowohl hinſichtlich der Beförderungspreiſe, als der Zeit der Ab⸗ 
fertigung nicht ungünſtiger behandeln laſſen, als die eigenen Unterthanen, nament⸗ 
lich auch den aus dem einen Gebiete in das andere übergehenden Transporten 
weder in Beziehung auf die Abfertigung, noch rückſichtlich der Beförderungspreiſe 

(Nr, 7174) eine 


Verhältniſſe der Länge der auf Großherzoglich Heſſiſchem Gebiete be⸗ 


eine minder günftige Behandlung angedeihen laſſen, als den aus den anderen 


Gebieten abgehenden oder darin verbleibenden Transporten. 


Artikel 14. 


Längs der drei Bahnen ſollen Telegraphenleitungen für den Bahndienſt 


angelegt und die Bahnverwaltungen verpflichtet werden, den Eiſenbahntelegraphen 
nach Maaßgabe der allgemeinen Anordnungen des Bundespräſidiums auch zur 
Beförderung von Staats⸗ und Privatdepeſchen einzuräumen. 

Die Bundes -⸗Telegraphenverwaltung ſoll berechtigt fein, an den drei Eiſen⸗ 
bahnen Telegraphenlinien anzulegen und zu dieſem Zwecke unter unentgeltlicher 
Benutzung des Bahnterrains, jedoch unbeſchadet des Bahnbetriebes, nach Be 
dürfniß eine einfache Stangenreihe oder zwei parallele Stangenreihen auf einer 
und derſelben Seite des Bahnplanums, und außerdem auf derjenigen Seite des 
Bahnterrains, welche die oberirdiſchen Leitungen im Allgemeinen nicht verfolgen, 
eine Telegraphenlinie unterirdiſch in einer dem Zwecke entſprechenden Tiefe anzulegen. 


Artikel 15. 


Für die Beförderung Königlich Preußiſcher oder Großherzoglich Heſſiſcher 
Militairtransporte auf den drei Eiſenbahnen ſollen diejenigen Beſtimmungen und 
Tarifſätze gelten, welche für die Eiſenbahnen Norddeutſchlands feſtſtehen oder 
künftighin feftgeftellt werden möchten. In Ermangelung ſolcher Feſtſetzungen follen 
die für die Preußiſchen Staatsbahnen jeweilig beſtehenden Beſtimmungen und 
Tarife gelten. | 

Artikel 16. 

Die Königlich Preußiſche Regierung wird der Oberheſſiſchen Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft, welche von der Großherzoglich Heſſiſchen Regierung die Konzeſſion 
zum Bau und Betriebe der in Ihrem Gebiete belegenen Strecken der beiden Eiſen⸗ 
bahnen von Gießen nach Fulda und Gelnhauſen bereits erhalten hat, alsbald nach 


der Ratifikation dieſes Vertrages auf deren Anſuchen die Konzeffion zum Bau 


und Betriebe der in das Preußiſche Gebiet fallenden Strecken dieſer beiden Bahnen 
nach Maaßgabe dieſes Vertrages und unter den ſonſt üblichen Bedingungen er 
theilen, wobei auf eine Bauzeit von längſtens drei Jahren zu halten iſt. 

Falls die Königlich Preußiſche Regierung Sich vermöge der Ihr im Ar 
tikel 2. des gegenwärtigen Vertrages vorbehaltenen Entſchließung dafür entſcheiden 
ſollte, die Bahn von Hanau nach Friedberg durch eine Eiſenbahngeſellſchaft zur 
Ausführung bringen zu laſſen, wird die Großherzoglich Heſſiſche Regierung auf 
Antrag der Königlich Preußiſchen Regierung dieſer Geſellſchaft für die in das 
Großherzogliche Gebiet fallende Strecke der Bahn die Konzeſſion nach Maaßgabe 
en und unter den im Großherzogthum Heſſen üblichen Bedingungen 
ertheilen. 

Den Eiſenbahngeſellſchaften ſoll zur Pflicht gemacht werden, bei der Aus 
wahl ihres Beamtenperſonals, ſoweit daſſelbe nicht beſondere techniſche Kenntniſſe 


beſitzen muß, auf geeignete verſorgungs⸗ und anſtellungsberechtigte Militairanwärter 


vorzugsweise Rückſicht zu nehmen. 


g 
{ 


Art. 4 


> 


Artikel 17. 


| Beide vertragſchließende Regierungen behalten ſich, eine jede für fi), das 
Recht vor, die in ihrem Gebiete belegenen Strecken der drei den Gegenſtand des 
gegenwärtigen Vertrages bildenden Bahnen nebſt Zubehör, ſoweit ſolche Strecken 
nicht auf Koſten der Landesregierung erbaut ſind, nach Ablauf einer Friſt von 
35 Jahren, vom Tage der Betriebseröffnung der betreffenden Bahn an gerechnet, 
oder auch ſpäter, nach einer mindeſtens Ein Jahr vorher zu machenden Ankün⸗ 
digung gegen Erſtattung des Zwanzigfachen des durchſchnittlichen Reinertrages der, 
der Ankündigung vorausgegangenen fünf Jahre in Eigenthum zu nehmen. 


Sollte der Fall eintreten, daß in Betreff der Eiſenbahn von Gießen nach 
Gelnhauſen, oder in Betreff der Eiſenbahn von Gießen nach Fulda, nach Ablauf 
von 35 Jahren nur die Großherzoglich Heſſiſche Regierung von dem Rechte des 
Ankaufs der in Ihrem Gebiete belegenen Strecke Gebrauch macht, ſo ſoll derſelben 
Regierung die Befugniß zuſtehen, auch die betreffende Preußiſche Strecke unter 
leichen Bedingungen auf ſo lange in Eigenthum zu nehmen, als die Königlich 
eußiſche Regierung von dem Rechte des Ankaufs der in Ihrem Gebiete bele⸗ 
genen Strecke keinen Gebrauch macht. Daſſelbe Recht ſoll unter den analogen 
Porausſetzungen und Bedingungen der Königlich Preußiſchen Regierung in Betreff 
der auf Großherzoglich Heſſiſchem Gebiete belegenen Strecke der Eiſenbahn von 
Hanau nach Friedberg für den Fall zuſtehen, daß dieſe Bahn von einer Privat⸗ 

geſellſchaft erbaut werden ſollte. 


Es ſoll jedoch in keinem der Fälle, wo eine der vertragſchließenden Hohen 
Regierungen von der einen oder anderen dieſer ihr in dem gegenwärtigen Artikel 
vorbehaltenen Befugniſſe Gebrauch macht, auf der betreffenden Eiſenbahn eine 
Unterbrechung des einheitlichen Betriebsdienſtes eintreten, vielmehr wegen der 
HFaortſetzung eines einheitlichen Betriebes auf den beiderſeitigen Strecken der betref⸗ 

fenden Bahn zum geeigneten Zeitpunkte eine Vereinigung zwiſchen beiden Regie⸗ 
lungen eingeleitet werden. Hierbei ſoll der Großherzoglich Heſſiſchen Regierung — 
falls Sie es wünſcht — die ſelbſtſtändige Betriebsführung auf den Bahnen Gießen⸗ 
Fulda und Gießen⸗Gelnhauſen, der Königlich Preußiſchen Regierung — falls Sie 
des wünſcht — die ſelbſtſtändige Betriebsführung auf der Bahn Friedberg-Hanau 
überlaſſen werden. Die ſolchergeſtalt die Betriebsführung übernehmende Regie⸗ 
nung wird der anderen Regierung für die Benutzung der Bahnſtrecke in den 
Gebieten derſelben alljährlich einen Pachtzins entrichten, welcher dem nach Ver⸗ 
hältniß der beiderſeitigen Streckenlängen zu berechnenden Antheile an dem, von 
der betriebsführenden Verwaltung für jedes Betriebsjahr feſtzuſtellenden Rein⸗ 
ertrage der betreffenden Bahn entſpricht. 


Artikel 18. 


Gegenwärtiger Vertrag, für welchen von Seiten der Großherzoglich Heſ⸗ 
ſſchen Bevollmächtigten die Zuſtimmung der Landesvertretung ausdrücklich vor⸗ 
behalten wird, ſoll beiderſeits zur landesherrlichen Genehmigung vorgelegt 1 
(Nr. 7174) i ie 


ar. e been beben die 
ane und beſiegelt. 


So ul Berlin, d en 12. Zum 1868. 


(L. 8.) Theodor Weishaupt. 

(L. S.) Wilhelm Jordan. 

(L. S.) Carl Hofmann. a 
(L. S.) Auguſt Schleiermacher. 


% 


Vorſtchender Vertrag iſt zatlfirt worden und die Aus we elung 
Walffkatzans; Urkunden 5 ſtattgefunden. ss Se 


r. 7175.) Allerhöchſter Erlaß vom 1. Juli 1868., betreffend die Verleihung der fiskali⸗ 
f ſchen Vorrechte an den Kreis Zauch-Belzig, Regierungsbezirk Potsdam, 
für den Bau und die Unterhaltung der Kreis⸗Chauſſeen: 1) von Golzow 


EN über Michelsdorf, Lehnin, Göhlsdorf und Plötzin bis zum Anſchluß an 
75 die Berlin⸗Magdeburger Staatsſtraße bei Pleſſow, 2) von Brück nach 


Beelitz, unter gleichzeitiger Aufhebung der durch den Allerhöchſten Erlaß 
vom 15. Februar 1864. für die Straßen von Brück über Claiſtow nach 
Baumgartenbrück und von Claiſtow nach Lehnin bewilligten Rechte. 


Nara Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau der Kreis⸗ 
ae im Kreiſe a „Regierungsbezirks Potsdam: 1) von Golzow 
über Michelsdorf, Lehnin, Göhlsdorf und Plötzin bis zum Anſchluß an die Berlin⸗ 
Magdeburger Staatsſtraße bei Pleſſow, 2) von Brück nach Beelitz, welche der 
Kreis an Stelle der durch Meinen Erlaß vom 15. Februar 1864. genehmigten 
Chauſſeen von Brück über Claiſtow nach Baumgartenbrück und von Claiſtow nach 
Lehnin auszubauen beabſichtigt, genehmigt habe, verleihe; Ich hierdurch dem Kreiſe 
Zauch⸗Belzig, unter Aufhebung der durch Meinen Erlaß vom 15. Februar 1864. 
für die zuletztgenannten Straßen bewilligten Rechte, das Expropriationsrecht für die 
zu erſteren Chauſſeen erforderlichen Grundſtücke, imgleichen das Recht zur Entnahme 
der Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs Materialien, nach Maaßgabe der für die 


Sthaats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften in Bezug auf dieſe Straßen. Zugleich 


will Ich dem genannten Kreiſe, gegen Uebernahme der künftigen chauſſeemäßigen 
Unterhaltung der Straßen, das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach den 
Beſtimmungen des für die Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſeegeld⸗Tarifs, 


. einſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen über die Befreiungen, ſowie 


der ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſätzlichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtim⸗ 
mungen auf den Staats⸗Chauſſeen von Ihnen angewandt werden, hierdurch 
verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld-Tarife vom 29. Februar 1840. 
angehängten Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei⸗Vergehen auf die gedachten 
Straßen zur Anwendung kommen. 


Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz⸗Sammlung zur öffentlichen 


Kenntniß zu bringen. 


Schloß Babelsberg, den 1. Juli 1868. 
Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 
Zugleich für den Miniſter des Innern. 


An den Finanzminiſter, den Minifter für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten und den 
Miniſter des Innern. 
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(Nr. 7176.) Statut für den Meliorationsverband des oberen Lebabruchs im Kreiſe Lauenburg. 


Vom 31. Juli 1868. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen a. 


verordnen, auf Grund des Geſetzes vom 11. Mai 1853. Artikel 25 (Geſetz⸗ 4 
felge vom Jahre 1853. S. 182.), nach Anhörung der Betheiligten, was 
olgt: 


| 8 
Unter der Benennung: 
„Verband zur Melioration des oberen Lebabruchs“ 
wird eine Genoſſenſchaft gebildet. 


Der Verband hat Korporationsrechte und feinen Gerichtsſtand bei dem 
Kreisgericht zu Lauenburg. 


6. 2. 
Zweck des Verbandes iſt: 


den Ertrag des oberen Lebabruchs von Chotzlow bis zur Grenze der 
Gemarkung Gans abwärts durch Entwäſſerung zu verbeſſern. 


Zur Erreichung dieſes Zweckes hat der Verband den ſogenannten Brenken⸗ 
hoffskanal auf der angegebenen Strecke nach dem von dem Waſſerbaumeiſter 
Schönwald entworfenen Regulirungsplane und Koſtenanſchlage vom 27. März 1868., 
ſowie derſelbe bei der Reviſton feſtgeſtellt iſt, herzuſtellen und auf Kramper Terrain 
an der Grenze mit Gans entlang in die Leba fortzuführen, und künftig in der 
regulirten Beſchaffenheit zu unterhalten. 


Erhebliche Abänderungen dieſes Projekts und des Koſtenanſchlages bedürfen 
der Genehmigung des Miniſters für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten. 


Nach der Ausführung des Regulirungsplanes ſind die ſonſt nöthigen oder 
zweckmäßigen neuen Entwäſſerungs⸗ und Bewäſſerungsanlagen im Genoſſenſchafts⸗ 
gebiete von den ſpeziell dabei Betheiligten nach Verhältniß ihres Vortheils aus 
zuführen und zu unterhalten und zwar in ſolcher Weiſe, daß dadurch die Intereſſen 
des Verbandes nicht gefährdet werden. Die Organe des Verbandes haben auch 
dergleichen Anlagen zu beaufſichtigen. 


$. 3. 


Ueber die von dem Verbande zu unterhaltenden Anlagen und über die 
Grundſtücke des Verbandes iſt von dem Direktor deſſelben ein Lagerbuch zu 
führen und von dem Vorſtande feſtzuſtellen. 9 4 


ee 


$ 4. 


Der Verband iſt 17 „ſoweit dies zur Ausführung des Meliorations⸗ 

planes nothwendig iſt, die Abtretung fremden Grund und Bodens, die Ein⸗ 
räumung einer Servitut⸗ und vorübergehende Nutzung von Grundſtücken gegen 
Entſchädigung nach den Beſtimmungen des Geſetzes vom 15. November 1811. 
(Geſetz-Samml. für 1811. S. 3520 zu verlangen. 


Die Genoſſen des Verbandes haben den zu dem Entwäſſerungskanale 
erforderlichen Grund und Boden herzugeben, wo 


ür ihnen die Grasnutzungen 
auf N Böſchungen des Kanals und das verlaſſene Kanalbette unentgeltlich 
zufällt. 

Sofern der Werth der Grasnutzung und des verlaſſenen Kanalbettes jedoch 


wendet wird, nicht erreicht, wird ihnen der Mehrwerth des letzteren nach den 
Vorſchriften des Geſetzes vom 15. November 1811. im Wege des ſchiedsrichter⸗ 
lichen Verfahrens entſchädigt. 


8. 5. 


Die beſtehenden Brücken über den Entwäſſerungskanal bedürfen keines 
Umbaues und ſind, nachdem etwaige durch Ausführung des Entwäſſerungskanals 
erforderlich werdende Reparaturen an denſelben auf Koſten des Verhandes aus⸗ 
geführt ſind, von denjenigen im normalmäßigen Zuſtande zu erhalten, welchen 
die Unterhaltung bisher oblag. EN 

Sofern ſich die Nothwendigkeit zur Anlage neuer Brücken über den Ent- 
wäſſerungskanal herausſtellt, werden dieſelben auf Koſten des Verbandes erbaut 
und unterhalten. 

Die Aufſicht über die normalmäßige Erhaltung der bereits vorhandenen 
Brücken führt der Vorſtand des Verbandes. 


F. 6. 


Die Genoſſen des Verbandes und das Verhältniß ihrer Beitragspflicht 
zur Herſtellung und Unterhaltung ihres gemeinſamen Werkes ſind durch ein 
Kataſter feſtzuſtellen, welches der Regierungskommiſſarius entwirft. . 

Den Maaßſtab dabei bildet das Verhältniß des Vortheils, den die Melio⸗ 
ration jedem Intereſſenten gewährt. 

Der Entwurf dieſes Kataſters iſt den Beſitzern der betheiligten Rittergüter 
und den Schulzenämtern der intereſſirenden bäuerlichen Gemeinden im Auszuge 
mitzutheilen. i J 2 
Zugleich ift in dem Kreisblatte für den u Kreis eine ei 


(Nr. 7176.) iche 


den Werth des Grund und Bodens, welcher zu dem neu regulirten Kanale ver⸗ 
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| liche Friſt bekannt zu machen, innerhalb welcher bei dem Kommiſſarius Beschwerde 5 
geführt werden kann. f 


Der Kommiſſarius hat die erhobenen Beſchwerden unter Zuziehung der 
Beſchwerdeführer, eines Deputirten des Vorſtandes und der erforderlichen Sach⸗ 
verſtändigen zu unterſuchen. 


Die Sachverſtändigen ſind hinſichtlich der Grenzen des Meliorationsgebiets 
und der ſonſtigen Beten „ſowie der Nivellements ein vereideter Feldmeſſer 
oder nöthigenfalls ein Vermeſſungsreviſor; hinſichtlich der ökonomiſchen Fragen 
aber zwei ökonomiſche Sachverſtändige, denen bei Streitigkeiten über die Kaffe 
verhältniſſe ein Waſſerbauverſtändiger beigeordnet werden kann. 


Die Sachverſtändigen werden von der Regierung in Cöslin ernannt. 


Mit dem Reſultate der Unterſuchung wird der Beſchwerdeführer und der 
Vorſtandsdeputirte bekannt gemacht. 


Sind beide Theile mit dem Reſultate einverſtanden ſo hat es dabei fein 
Bewenden, und wird demgemäß das Kataſter berichtigt, andernfalls werden die 
Akten zur Entſcheidung der Beſchwerde der Regierung in Cöslin eingereicht. 
Wird die Beſchwerde verworfen, ſo treffen die Koſten derſelben den Beſchwerde⸗ 
führer. Binnen vier Wochen nach erfolgter Bekanntmachung der Entſcheidung 
iſt der Rekurs an den Miniſter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten 
zuläſſig. 

Nach erfolgter Feſtſtellung wird das Kataſter von der Regierung zu 
Cöslin ausgefertigt und dem Vorſtande zugeſtellt. 


Bis zur Feſtſtellung des Kataſters verfügt die Regierung zu Cöslin nach 
ic des Vorſtandes über das interimiſtiſche Beitragsverhältniß, welches 
vorbehaltlich der Ausgleichung der Einziehung von Baukoſten⸗Beiträgen zum 
Grunde zu legen iſt. 


$. 7. 


Die Verbindlichkeit zur Entrichtung der Beiträge für die Anlage und 
Unterhaltung des gemeinſamen Werkes ruht mit der Sozietätspflicht gleich den 
ſonſtigen Gemeindelaſten und Abgaben als Reallaſt unablöslich auf den ver⸗ 
pflichteten Grundſtücken. 


Die Beiträge ſind auf das Ausſchreiben des Direktors in den darin zu 
bezeichnenden Terminen zur Kaſſe des Verbandes bei Vermeidung der admini⸗ 
ſtrativen Exekution einzuzahlen. Innerhalb der Gemeinden bewirken deren Vor⸗ 
ſteher die Einziehung und Abführung zur Kaſſe des Verbandes. 


Die Exekution findet auch vorbehaltlich des Regreſſes an die eigentlichen 
Verpflichteten gegen Pächter, Nutznießer oder andere Beſitzer des verpflichte⸗ 
ten Grundſtücks ſtatt 


9. 8. 
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$. 8. 


An dem vom Verbande herzurichtenden Kanale müſſen drei Fuß, vom 
oberen Rande der Böſchungen ab gerechnet, unbeackert bleiben, wenn die an⸗ 
grenzenden Grundſtücke der Ackerkultur unterworfen werden. 


Bei der Räumung des Kanals müſſen die Adjazenten den Auswurf, der 
ihnen zum Eigenthum zufällt, auf ihren Grundſtücken aufnehmen und binnen 
vier Wochen bis auf Eine Ruthe Entfernung vom Rande des Kanals fortſchaffen. 
Aus beſonderen Gründen kann der Direktor die Friſt abändern. 


. 9. 


Der Vorſtand ſteht unter der Aufſicht der Regierung zu Cöslin als 
Landespolizei⸗Behörde und in höherer Inſtanz des Miniſters für die landwirth⸗ 
ſchaftlichen Angelegenheiten. Die Regierung hat darauf zu halten, daß die 
Beſtimmungen des Statuts beobachtet, die Anlagen gut ausgeführt und erhal⸗ 
ten, die etwaigen Schulden regelmäßig verzinſet und getilgt werden, und die 
ns des Verbandes die ihnen zukommenden Beſoldungen unverkürzt 
erhalten. 


3 Die Regierung entfcheidet über die Beſchwerden gegen Beſchlüſſe des 
Vrorſtandes und des Direktors, ſofern der Rechtsweg nicht zuläffig und einge⸗ 
ſchlagen iſt, und ſetzt ihre Entſcheidungen nöthigenfalls exekutiviſch in Vollzug. 

4 Die Regierung iſt befugt, von der Verwaltung des Verbandes jeder Zeit 
Kenntniß zu nehmen, nach Anhörung des Vorſtandes eine Geſchäftsanweiſung 
für den Verband zu ertheilen und auf Grund des Geſetzes vom 11. März 1850. 
über die Polizeiverwaltung die nöthigen Polizeiverordnungen zum Schutze der 
vom Verbande zu unterhaltenden oder zu beaufſichtigenden Anlagen zu erlaſſen. 


$. 10. 


Wenn der Vorſtand es unterläßt oder verweigert, die dem Verbande 
nach dieſem Statut oder ſonſt geſetzlich obliegenden Leiſtungen auf den Haus⸗ 
halts⸗Etat zu bringen, fo läßt die Regierung nach Anhörung des Vorſtandes 
die Eintragung in den Etat von Amtswegen bewirken und verfügt die Einzie⸗ 
hung der erforderlichen Beträge. f 


Gegen dieſe Entſcheidung ſteht dem Vorſtande innerhalb zehn Tagen die 
Berufung an den Miniſter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten zu. 


§. 11. 


| Die Angelegenheiten des Verbandes werden durch den Vorſtand geleitet, 
welcher aus einem Direktor und vier Mitgliedern beſteht. N 
Kr. 7176) Die 


ENT 


2 2 
Die vier Mitglieder werden aus der Zahl der Genoſſen gewählt, 
und zwar: 


1) von den zum Verbande gehörigen Beſitzern von Rittergütern zwei Mit 
glieder / 


2) von den betheiligten Dorfgemeinden und allen übrigen Grundbeſitzern 
des Verbandes zwei Mitglieder. 


Die Mitglieder zu 1. und deren Stellvertreter werden von den zum 
Verbande gehörenden Beſitzern von Rittergütern, reſp. ihren Bevollmächtigten 
und geſetzlichen Vertretern, die Mitglieder zu 2. und deren Stellvertreter von 
den Vorſtehern der intereſſirenden bäuerlichen Gemeinden durch abſolute Stim- 
menmehrheit gewählt. 


Dabei wird die Stimme jedes Wählers nach der Morgenzahl der Grund⸗ 
ſtücke, welche er bei dieſem Meliorationsverbande vertritt, gezählt. 


Sobald das Kataſter feſtgeſtellt iſt, erfolgt die Zählung der Stimmen bei 
den Wahlen nach dem daraus erſichtlichen Koſtenbeitragsverhältniſſe. Bei 
Stimmengleichheit entſcheidet das Loos. Die Wahl gilt für ſechs Jahre. Der 
Ausſcheidende kann wieder gewählt werden. 


Bei den erſten Wahlen fungirt der Landrath des Lauenburger Kreiſe, 
bei den ſpäteren der Direktor des Verbandes als Wahlkommiſſarius. Die 
Prüfung der Wahlen ſteht dem Vorſtande ſelbſt zu. ’ 


Im Uebrigen haben bei dem Wahlverfahren, ſowie in Betreff der Ver⸗ 
pflichtung zur Annahme der Wahl die Vorſchriften über Gemeindewahlen Geltung. 


Die Stellvertreter nehmen in Krankheits- und Behinderungsfällen des 
Mitgliedes feine Stelle ein, und treten für daſſelbe, wenn es während der Wahl⸗ 
zeit ſtirbt oder ſeinen Wohnſitz aufgiebt, bis zur Beendigung der Wahlperiode 
definitiv ein. 


Der Direktor des Verbandes wird von den vier Vorſtandsmitgliedern mit 
abſoluter Stimmenmehrheit auf ſechs Jahre gewählt. 


Die Wahl bedarf der Beſtätigung der Regierung. Wird die Beſtätigung 
verſagt, fo ſchreitet der Vorſtand zu einer neuen Wahl. Wird auch dieſe Wahl 
nicht beſtätigt, ſo ſteht der Regierung die Ernennung auf drei Jahre zu. Letztere 
entſcheidet auch im Falle der Stimmengleichheit. 


9. 12. 


Der Vorſtand des Verbandes verſammelt ſich auf Berufung des Direktors 
als Vorſitzenden alle Jahre mindeſtens einmal im Monat Mai. Die Zuſammen⸗ 4 


berufung erfolgt unter Angabe der Gegenftände der Verhandlung und muß mit 
Ausnahme dringender Fälle mindeſtens acht Tage vorher ſtattfinden. 


Der 


Der Vorſtand hat über alle Angelegenheiten zu beſchlleßen, ſoweit dieſelben 

cht dem Vorſitzenden (Direktor) überwieſen find, insbeſondere 

a) über die zur Erfüllung der Sozietätszwecke nothwendigen und nützlichen 
Einrichtungen und über die Bauanſchläge , 

b) über den Jahresetat und die erforderlichen gewöhnlichen und außer⸗ 
gewöhnlichen Ausſchreibungen, | owie über die Decharge der Jahresrechnung, 

e) über etwaige Anleihen, 

d) über Verträge, 

e) über die Benutzung der etwa zu erwerbenden Grundſtücke oder das ſonſtige 
Vermögen des Verbandes, N 

f) über Annahme des Rendanten und der erforderlichen Unterbeamten, 


g) über die Geſchäftsanweiſung, 
h) über die Reviſionen der Anlage durch einen qualifizirten Baubeamten. 


5 Die Ausführung der Beſchüſſe des Vorſtandes erfolgt durch den Vorſitzenden. 
Der Vorſtand iſt aber berechtigt, von den Ausführungen der Beſchlüſſe ſich 
Uueeberzeugung zu verſchaffen. i 

; Beſchlüſſe des Vorſtandes, welche der Vorſitzende für geſetzwidrig oder dem 
Gemeinwohl nachtheilig erachtet, hat derſelbe zu beanſtanden und die Entſcheidung 
der Regierung einzuholen. 


$. 13. 
Die Genehmigung der Regierung iſt erforderlich: 


a) zu dem Bau neuer Anlagen, 


b) zu Anleihen, 
e) zur Veräußerung von Grundſtücken des Verbandes. 


§. 14. 


Die Mitglieder des Vorſtandes ſind an Inſtruktionen der Genoſſen des 
Verbandes nicht gebunden. Die Beſchlüſſe werden nach Stimmenmehrheit gefaßt. 
Bei Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden. 
Der Vorſtand kann nur beſchließen, wenn außer dem Direktor zwei 
Mitglieder erſchienen find. 

Eine Ausnahme findet ftatt, wenn der Vorſtand zum dritten Mal zur 
Verhandlung über denſelben Gegenſtand zuſammenberufen, dennoch nicht in genü⸗ 
(Ar. 71760 5 gen⸗ 
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gender Zahl erſchienen iſt. Bei der zweiten und dritten Zuſammenberufung muß 
auf dieſe Beſtimmung ausdrücklich hingewieſen werden. 


$. 15. 


An Verhandlungen über Rechte und Pflichten des Verbandes darf derjenige 
nicht Theil nehmen, deſſen Intereſſe mit dem des Verbandes im Widerſpruch 
ſteht. Kann wegen dieſer Ausſchließung, ſelbſt mit Hülfe der Stellvertreter, eine 
Wan e Verſammlung nicht gehalten werden, ſo hat der Vorſitzende, oder 
wenn auch dieſer aus dem vorgedachten Grunde betheiligt iſt, die Regierung für 
die Wahrung der Intereſſen des Verbandes zu ſorgen und nöthigenfalls einen 
beſonderen Vertreter für denſelben zu beſtellen. 


$. 16. 


Die Beſchlüſſe des Vorſtandes und die Namen der dabei anweſend geweſenen 
Mitglieder find in ein beſonderes Buch einzutragen. a 


Sie werden von dem Vorſitzenden und wenigſtens zwei Mitgliedern unter⸗ — 


zeichnet. 


$. 17. 


Der Direktor des Verbandes führt die Geſammtverwaltung und handhabt 
die Polizei zum Schutze der vom Verbande zu unterhaltenden oder zu beauf⸗ 
ſichtigenden Anlagen. In einzelnen Fällen kann ſich der Direktor durch ein anderes 
Mitglied des Vorſtandes vertreten laſſen, jedes Mitglied des letzteren iſt verbunden, 

Aufträge des Vorſitzenden zu übernehmen. Der Vorſitzende hat insbeſondere 


a) den Verband nach Außen und in Prozeſſen zu vertreten; Verträge und 
Schuldurkunden ſind von dem Direktor und zwei Mitgliedern des 
Vorſtandes zu vollziehen; 


b) die Einnahmen und Ausgaben anzuweiſen und das Kaſſen⸗ und Rech⸗ 
nungsweſen zu überwachen; 


e) die Sozietätsbeiträge nach dem Etat und den Beſchlüſſen des Vorſtan⸗ 
des auszuſchreiben und die Beitreibung zu bewirken; 


d) die Unterbeamten zu beaufſichtigen und die Ausführung der Bauten 
anzuordnen und zu leiten. 


§. 18. 
Alljährlich im Frühjahr, vor der ordentlichen Jahresverſammlung ba 
or⸗ 


N 


Uueeber den Befund und die Beſchlüſſe der Schaukommiſſion iſt ein Proto⸗ 
koll aufzunehmen. Die Schau wird öffentlich bekannt gemacht, damit jeder 
Betheiligte derſelben beiwohnen kan. 8 
So oft es erforderlich iſt, ſoll in gleicher Weiſe im September eine Nach⸗ 
hau abgehalten werden. 
$. 19. 


Die gewöhnliche Unterhaltung der Sozietätsanlagen ordnet der Direktor 
nach dem Befund der Schau an, in dringenden Fällen auch ſonſt nach eigenem 
Ermeſſen, und holt nur in zweifelhaften Fällen, oder wenn er mit den Mit⸗ 
urtheilern nicht übereinſtimmt, den Beſchluß des Vorſtandes ein. Ob die Aus⸗ 
führung auf Rechnung durch die Unterbeamten, ausnahmsweiſe auch durch ein 
Mitglied des Verbandes oder einen Gemeindevorſtand, oder durch Entrepriſe zu 
geſchehen hat, darüber ſetzt der Vorſtand gewiſſe Grundſätze feſt, unbeſchadet 
deren in dringenden Fällen der Direktor nach eigenem Ermeſſen verfährt. Zu 
Entrepriſekontrakten zur Unterhaltung der Anlagen bedarf der Direktor einer 
Vollmacht nicht. f a 
Was die Schau für die vom Verbande nur zu beaufſichtigenden Anlagen 
betrifft, ſo iſt das Ergebniß der Schau in gleicher Weiſe feſtzuſtellen, den Be⸗ 


theiligten vom Direktor danach e zu ertheilen und die Befolgung 
E 


nöthigenfalls im Wege der adminiſtrativen Exekution von ihm zu erzwingen. 


$. 20. 


aur ſpeziellen Beaufſichtigung der Anlagen und zur Ausführung der die 
Anterhaltung der Sozietätsanlagen betreffenden Arbeiten hat der Direktor auf 
Beſchluß des Vorſtandes die erforderlichen Unterbeamten anzuſtellen und eidlich 
u verpflichten. 

Der Direktor kann gegen dieſe Unterbeamten Disziplinarſtrafen bis zur 
Höhe von drei Thalern Geldbuße verfügen, nöthigenfalls ihnen auch die Aus⸗ 
übung der Amtsverrichtungen vorläufig unterſagen. 


8 2 


n der die Anlagen betreffenden polizeilichen 
Thalern Geldbuße oder drei Tagen Ge⸗ 


$. 22. 


Auf Beſchluß des Vorſtandes ſind die Anlagen des Verbandes rückſicht⸗ 
ahrgang 1868. (Nr. 7176.) 106 lich 


lich ihrer normalmäßigen Beſchaffenheit durch einen qualifigieten Bau-Sachver 
ſtändigen, ſo oft es erforderlich iſt, zu revidiren. f i ot | 


§. 253. 


Zur Führung der Kaſſengeſchäfte engagirt der Vorſtand einen Rendanten, 
welcher durch Handſchlag an Eidesſtatt vom Vorſitzenden in einer Verſammlung 
des Vorſtandes verpflichtet wird. = 

Der Rendant hat nach den Anweiſungen des Vorſitzenden die Einnahmen 
und Ausgaben zu bewirken und den Etat aufzuſtellen. Die Jahresrechnung 
pro Kalenderjahr iſt bis zum 1. März dem Vorſitzenden zu übergeben, welcher 
dieſelbe durch einen Rechnungsverſtändigen und außerdem ſelbſt und durch ein 
vom Vorſtande alljährlich hierfür zu bezeichnendes Mitglied der Vorprüfung 
unterwirft. Vierzehn Tage vor der ordentlichen Jahresverſammlung des Vor⸗ 
ſtandes ſind Etat und Jahresrechnung im Büreau des Direktors zur Einſicht 
jedes Mitgliedes des Verbandes offen zu legen. 


$. 24. 


Der Vorſitzende und die Mitglieder des Vorſtandes bekleiden Ehrenpoſten. | 9 
Dem Direktor iſt eine Entſchädigung für Büreau⸗Aufwand zu gewähren, welche 
die Regierung auf Anhören des Vorſtandes feſtſetzt. a 2 
Für die Schauen erhält der Direktor und jedes theilnehmende Vorſtandss⸗ 
mitglied eine Fuhrkoſten⸗Entſchädigung von zwei Thalern pro Tag und Perſon. 


$. 25. 


Die Streitigkeiten, welche zwiſchen Mitgliedern des Verbandes über das 
Eigenthum von Grundſtücken, über die Zuſtändigkeit und den Umfang von 
Grundgerechtigkeiten oder anderen Nutzungsrechten und über beſondere, auf 
ſpeziellen Rechtstiteln beruhende Rechte und Verbindlichkeiten entſtehen, gehören 
zur Entſcheidung der ordentlichen Gerichte. Dagegen werden alle anderen gemein- 
ſamen Angelegenheiten des Verbandes oder die vorgebliche Beeinträchtigung eines 
oder des anderen Genoffen betreffende Beſchwerden von dem Direktor des Ver 
bandes in Gemeinſchaft mit dem Vorſtande unterſucht und nach Mehrzahl der 
Stimmen entſchieden. * 

Geegen die Entſcheidung ſteht jedem Theile der Rekurs an ein Schieds-. 
gericht frei, welcher binnen zehn Tagen, von der Bekanntmachung des Beſcheides 
an gerechnet, bei dem Direktor anzumelden iſt. 9 
Ein weiteres Rechtsmittel findet nicht ſtatt. Der unterliegende Theil trägt 
die Koſten. i 9 
Das Schiedsgericht beſteht aus drei Mitgliedern und entſcheidet nach 
Stimmenmehrheit. Die Mitglieder des Schiedsgerichts nebſt einem Stellvertreter 
für jedes Mitglied werden vom Vorſtande auf drei Jahre gewählt. Wählbar 
95 nur großjährige, verfügungsfähige unbeſcholtene Inländer, die nicht zum 

erbande gehören. s 455 


Die erſte Ausführung der Meliorationsanlagen leitet der Regierungskom⸗ | 
miſſarius, welcher während des Baues als Direktor des Verbandes fungirt, mit 
Hülfe des ihm zugeordneten Baubeamten. a 
Ein Baubeamter der Regierung revidirt die Arbeiten. 

5 Nach erfolgter Ausführung werden die Anlagen von dem Regierungs- 
kommiſſarius dem Vorſtande des Verbandes übergeben, mit der Baurechnung 
und einem Nachweis der ausgeführten Anlagen und der Inventarienſtücke. 
Streitigkeiten, welche dabei entſtehen möchten, werden von der ingen l zu 
Cöslin, in höherer Inſtanz von dem Miniſter für die landwirthſchaftlichen Ange⸗ 
legenheiten entſchieden, ohne daß der Rechtsweg zuläſſig iſt. 
Die Baurechnung wird nach Anhören des Vorſtandes demnächſt von 
der Regierung dechargirt. g 

Die Remuneration des Regierungskommiſſarius während der Bauzeit wird 
aus der Staatskaſſe beſtritten. 8 


8 


Abänderungen dieſes Statuts bedürfen der landesherrlichen Genehmigung. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 

iglichen Inſiegel. : 

Gegeben Bad Ems, den 31. Juli 1868. 


(L. S.) Wilhelm. 
Für den abweſenden Minifter für die land⸗ 


wirthſchaftlichen Angelegenheiten. 
v. Mühler. Leonhardt. 


Gr. 7176-7177.) 


PN. es Königs Mae 71 mittelt 1 ichſten Erlaſſes vom u Agi 1868. 

5 Errichtung einer Aktiengeſellſchaft unter der Firma: „Allgemeine Berliner 

Omnibus⸗Aktiengeſellſchaft“ mit dem Sitze zu Berlin „ſowie deren Statut 

25. Juni d. J. zu genehmigen geruht. 8 
Der Allerhöchſte Erlaß nebſt dem Statute wird durch das Amtsblatt der 

ee Regierung zu Potsdam und der Stadt Berlin bekannt e werden. 


Berlin „den 15. Auguſt 1868. 
Der Minife für Handel, Gewerbe und öfentiche dulbelen. 


Im Auftrage: 
Moſer. 


RMedigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, . in der oe Geheimen Ober-Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


